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Bundeseozialgericht I m N a m e n d e s V o l k e s
Azo:_12 RJ 582/63 ' ‘

Verkündet

am 300 Juni 1967

Reg06ersekretär

Schriftführer

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

o o o o a o a 0 ° 0 0 o o o o o c o n o o o o o

Klägerin und Revisionsklägerin,

— Prozeßbevollmächtigter;
„ ° „ „ „ „ „ „ „ „ „

'Beklagte und Revisionsbeklagteo

' Der 120 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
! ‚mündliche Verhandlung vom 300 Juni 1967 durch

Bundesrichter ' VS 0 h m i d t h a_l s
— Vorsitzender —‚

Bundesrichterin - G e y s e r und

Bunde3richter “Dr° F i e d e r i c h s 9r

Bundessozialrichter G l a d e b e c k und

l nBundessozialrichter B r k m a n n

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 240 Juni 1963 wird'
mit der Maßgabe zurückgewiesen‚ daß auch die Klage

gegen den Bescheid vom 60 August 1962 abgewiesen

wirdo

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten()
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Es war zu entscheiden‚ ob die Rente der Klägerin nach

neuem Recht oder wegen in Berlin entrichteter Beiträge

nach altem Recht zu berechnen und umzustellen ist (Art03

@ 6 Abso 5 Satz 1, Arto 2 @@56 ff des Arbeiterrenten—
versicherungs—Neuregelungsgesetzes — ArVNG —‚ Arte 6

@ 17 des Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungs—

gesetzcs « FANG —)o .;

Nach den Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG)

sind für die Klägerin Bflichtbeiträge bis 1940 an die

Landesversicherungsanstalt (LVA) Schlesien sowie 1949

und 1950 an die BVA Westfalen entrichteto Als die Klä—

gerin 1950 nach Berlin (West) übergesiedelt war9 ließ

sie sich dort am 170 Dezember 1952 eine Quittungskarte

ausstellen° Sie entrichtete freiwillige Wochenbeiträge

durch Kleben von Wochenmarken in diese Quittungskarte

rückwirkend für die Zeit seit Oktober 1950°

Die Beklagte gewährt der Klägerin Rente wegen des am

70 Januar 1959 eingetretenen Versicherungsfalls der

Berufsunfähigkeit (BU) (Bescheid vom 18„ August 1959)„
Sie berechnete sie nach dem seit dem 10 Januar 1957 gelten—

den Recht auf monatlich 32p10 DM° 1962 wandelte sie die

Rente in Altersruhegeld um und berechnete dieses eben—

falls nach neuem Recht auf monatlich 56960 DM (Bescheid

vom 60 August 1962)°

Die Klägerin ist der Auffassung9 ihre Rente sei nach

dem bis zum 510 Dezember 1956 geltenden Recht zu berech—

nen und nach dem ArVNG umzustelleno Sie meint9 ihre in

Berlin entrichteten Beiträge seien auf Grund des Rentenw

versicherungs—Überleitungsgesetzes vom 1ot Juli 1952

(RVÜG) entrichtet; deshalb gelte Art() 5 @ 6 Abso 5 ArVNG,

wonach die Rente bis zur Anpassung des RVÜG an die Vor—
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schriften des ArVNG nach altem Recht zu berechnen und
umzustellen sei° '

Die Beklagte ist anderer Auffassung: nur die noch zur

e i n h e i t l i c h e n Rentenversicherung in Berlin

entrichteten Beiträge fielen unter das RVÜG; bei den

von der Klägerin in Berlin entrichteten Beiträgen han—

dele es sich nicht um Einheitsbeitr'sige°

Klage und Berufung waren ohne Erfolg°

Das LSG Berlin hat an0 ausgeführt (Urteil vom 240 Juni
1965): Für die Klägerin9 die früher bei der LVA Schlesien

versichert gewesen sei‚ gelte wegen der nach dem 170 De—

zember 1952 an die LVA Berlin geleisteten Beiträge das

Fremdrenten— und Auslandsrentengesetz (FAG) vom 70 August
l1953 und die Reichsversicherungsordnung (EVO) (@ 1 Abso 2

Nro 19 5 2 FAG)° Diese Vorschriften und nicht das RVÜG

seien anzuwendenü Deshalb sei auch Art° 5 5 6 Abso 3

ArVNG nicht anzuwenden° Das FANG sehe keine Sonderrege—

lung für Fälle wie den der Klägerin voro Arte 6 5 17

FANG führe nicht zum Ziele‚ denn die Vorschrift setze

eine Berechnung der Rente nach dem RVÜG vorauso Das LSG

hat die Revision zugelassene

Die Klägerin hat Revision eingelegt und sinngemäß bean-

tragt9 die Urteile des LSG und des Sozialgerichts (SG)

aufzuheben und die Beklagte unter Änderung ihrer Be—

scheide vom 180 August 1959 und 60 August 1962 Zu ver—
urteilen, ihr unter Anwendung des Art° 3-5 6 Abs„ 3
ArVNG höhere Rente und höheres Altersruhegeld zu gewähren°

Die Klägerin wiederholt ihre Rechtsauffassung° Sie be—

mängelt ferner die tatsächlichen Feststellungen des LSG„

1956 sei ihre Anwartschaft auf Rente nach altem Recht
erhalten gewesen° Sie habe im Dezember 1956 sechzehn '

Beitragsmarken gekauft und diese der Sachbearbeiterin

bei ihrem Arbeitgeberbetrieb zur Verwertung übergeben°
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Die Beklagte beantragt‚ die Revision zurückzuweisen°

Sie führt aus: Zur Zeit des Versicherungsfalles der

Klägerin sei das RVÜG bereits durch das FANG rückwir—

kend ab 10 Januar 1959 dem ArVNG angepaßt gewesen

(Art„ 2 55 56 ff AIVNG)O Schon deshalb bestehe kein
Anspruch auf Berechnung der Rente nach Art° 5 5 6 Abs„

_3 ArVNGo Die Anrechnung der entrichteten freiwilligen
Beiträge sei bereits durch 5 1255 Abs° 5 EVO nF sicher—

gestellt° Einer Anpassung dieser Beiträge habe es da—

her nicht bedarfto In Art° 2 ä£ 57 und 58 ArVNG sei

auch eine Anpassung dieser Beiträge nicht vorgesehen°

5 57 aaO spreche nur
von Beitragszeiten in der einheit—

lichen Rentenversicherung° Beiträge zur einheitlichen

Rentenversicherung hätten aber längstens bis 31° August

1952 entrichtet werden können (@ 59 Abs° 2 RVÜG)° Auch

habe die einheitliche Rentenversicherung nur Monatsbei—

träge gekannt9 während die Klägerin Wochenbeiträge

entrichtet habe° Art° 2 © 56 Buchst° d ArVNG könne

sich höchstens auf bis zum 510 August 1952 geleistete

- Beiträge beziehen° Mit der Anpassung der RVÜG—Beiträge

im Sinne von Arto 5 5 6 Abso 5 ArVNG seien nur Beiträge

zur einheitlichen Rentenversicherung gemeint. Solche

habe die Klägerin nicht entrichtet° Die Rente könne

auch nicht nach Art° 2 5 42 ArVNG berechnet werden9
weil die Anwartsohaft nicht erhalten gewesen seio Für

1956 seien nur sechzehn Beitragswochen nachgewiesen°

II°

Die Revision ist statthaft9 jedoch nicht begründet„

Die Klägerin zeigt mit ihrem Vorbringen über den Kauf

von Beitragsmarken Ende 1956 keine Mängel im Verfahren

des LSG durch ungenügende Sachaufklärung auf (@ 105

SGG); denn sie hat nicht dargetan9 daß sie diese Tat—

sache; bereits vor dem LSG vorgebracht hätteo Das LSG

war daher nicht verpflichtet‚ näher nachzuforschen,
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ob die an der Anwartschaftserhaltung zum 310 Dezember

1956 fehlenden Beiträge etwa doch noch entrichtet worden

seien (Art° 2 5 42 ArVNG)O' Die Klägerin hat somit in

bezug auf die Feststellungen des LSG keine begründeten

Revisionsgründe vorgebracht° Das Revisionsgericht ist

daher an die im angefochtenen Urteil getroffenen tat»

sächlichen Feststellungen gebunden (@ 163 des Sozialge—

richtsgesetzes — SGG —)9 die dahin gehen, daß nicht ge—
nügend Beiträge zur Erhaltung der Anwartschaft zum 510

Dezember 1956 entrichtet'sind°

Dem LSG ist darin beizupflichten7 daß die Rechtsauf—

fassung der Beklagten dem Gesetz entspricht° Die Rente

der Klägerin ist nicht gemäß Art° 3 5 6 Abs° 5 ArVNG

nach altem Recht zu berechnen° ‘

Der Anspruch auf Rente richtet sich grundsätzlich nach

dem Recht, das zur Zeit des Eintritts des Versicherungs—

falles gilt (Arte 2 © 5 ArVNG)° Zur Zeit des Eintritts
des Versicherungsfalles der Berufsunfähigkeit am 70

Januar 1959 galten bereits die Vorschriften der EVO nF

sowie die Vorschriften über die Anpassung der Berliner

Rentenversicherung (Arte 2 @@56 ff ArVNG-idFdes FANG)o

Der vorliegende Fall wird von diesen besonderen Anpas— "

sungsvorschriften nicht erfaßt°

Die Klägerin hat die frühestens im Dezember 1952 ent—

riciteten freiwilligen Beiträge, auf die es hier an—
kommt, zur Rentenversicherung der LVA Berlin (Invali—

denversicherung) entrichtet (Art° 2 5 56 Buchsto d ArVNG)„

Diese Beiträge konnten schon ohne besondere Anpassunge—

vorschriften für die Berliner Versicherungen nach dem

System der Rentenberechnung der BVG nF angerechnet wer—
deno Keine der einzelnen Anpassungsvorschriften in Arto

2 ®9 57 ff ArVNGerfaßt die seit 170 Dezember 1952 ent-
richteten Beiträge: '

Art° 2 @ 57 ArVNG bezieht sich nur auf Beiträge‚ die in
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Berlin zur e i n h e i t l i c h e n Sozialversicherung

(Arte 2 @ 56 Buchst° a und b ArVNG) und zur e i n —
h e i t l i c h e n Rentenversicherung (Arte 2 5 56

Buchst° c ArVNG) entrichtet sind„

Arte 2 5 58 Abs„ 1 ArVNG betrifft nur Beiträge9 die vom
10 Juli 1945 bis 51„ Dezember 1950 entric tet sind

(Art: 2 @ 56 Buchsto a und b ArVNG)O

Arte 2 5 58 Abs„ 2 Satz 1 ArVNGschreibt die Bewertung
_von Berliner Beiträgen nach dem Angestelltenversicherungs—

gesetz7 also nach Monatstabellen‚ v0ro Diese Anpas—

sung hat nur Sinn für Beiträge? die in Berlin als

Monatsbeiträge zu entrichten waren (siehe die Satzung

der Versicherungsanstalt Berlin vom 50120 19509 Teil 119

VOBl I 585)0 Nach dem RVÜG wurden aber ab 10 September

1952 (59 389 599 40 RVÜG) freiwillige Beiträge zur
Invalidenversicherung wieder in Wochenmarken wie im

Bundesgebiet entrichtetq Solche Beiträge? wie sie auch

die Klägerin entrichtet hat9 fallen daher nicht unter

Arte 2 @ 58 Abs„ 2 Satz 1 ArVNG° Die übrigen Bestim—

mungen des Art° 2 5 58 Abso 2 ArVNG betreffen ebenfalls

nur Beiträge? die zu anderen Zeiten entrichtet sind als

die der Klägerino

Arto 2.55 59 und 60 ArVNG regeln Sonderfälle9 in denen
in Berlin abweichend vom Recht im Bundesgebiet Renten

gezahlt und andere Zeiten angerechnet wurdeno

Daß die Beiträge der Klägerin nicht mehr nach dem vom
Bundesrecht abweichenden — anpassungsbedürftigen —
Berliner Sonderrecht entrichtet sind? zeigen auch die

einzelnen Überleitungsvorschriften des RVÜG:
1

Als die Klägerin die Quittungskarte Nr° 1 in Berlin am
170 Dezember 1952 ausstellen ließ9 war das Recht der

Berliner Rentenversicherung bereits durch das RVÜG an

das.Bundesrecht angegliehen° Das RVÜG stellt in 5 1

‚ . . 1

—7—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


den Grundsatz aif7 daß die Rentenversicherung in Berlin

(West) vom 1° April 1952 an getrennt nach Invalidenver-

sicherung und Angestelltenversicherung nach den in der

Bundesrepublik geltenden Vorschriften durchgeführt wird

und daß die Vorschriften der EVO über die Rentenversi—

cherung (idF der Ersten Vereinfachungsverordnung vom

17°3„1945) anzuwenden sind9 soweit das RVÜG nicht etwas

anderes vorschreibto Dies bedeutet? daß in der Renten—

vcrsicherung in Berlin? abgesehen von abweichenden Son—

dervorschriften des RVÜG9 die RVO angewandt wirdo Das

RVÜG bildet insofern nur die gesetzliche Grundlage für

die Anwendung des Rechts der RVO in Berlin (vglo BSG 159
196)0

In 5 38 Abs° 2 und 3 RVÜG sind für die Zeit nach Ablauf

des auf die Verkündung des Gesetzes folgenden Monats

— das ist ab 1° September 1952 — die gleichen Beitrags—

klassen wie in 5 1587 EVO aF gebildet und die Höhe der

Beiträge wie in © 1390 RVO aF festgesetzte Nach 5 40

Abs„ 2 RVÜGsind Beiträge für freiwillig Weiterversi—
'cherte durch Einkleben von Marken in Quittungskarten

zu entrichten? und es sind die im Bundesgebiet gelten—

den Marken zu verwenden; dies entspricht inhaltlich

% 1413 Abs(] 1 EVO aF°

Die Klägerin konnte sonach seit 10 September 1952 frei—

willige Beiträge in Berlin nur durch Einkleben von Mar—

ken in die Quittungskarte — und zwar von Wochenmarken

wie im Bundesgebiet—entrichten° Dies kann hier erst

nach Ausstellung der Quittungskarte? also frühestens am
170 Dezember 1952 geschehen sein° Zu dieser Zeit be—

stand aber nur die gemäß 5 2 RVÜG errichtete BVA Berlin„
Die seit 1° September 1952 entrichteten Beiträge stimmen

in vollem Umfang mit den im Bundesgebiet zu entrichten—

den überein (55 399 40 Abs° 2 RVÜG; Bekanntmachung über
Beitragsmarken der LVA Berlin vom 10 September 1952‚

Amtsblo 19529 829)0 Sie können deshalb ohne besondere
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Anpassungsvorschriften nach 5 1255 RVG nF bewertet

werden, Die besondere Gleichstellung der zur LVA

Berlin ab 1c April 1952 entrichteten Beiträge mit

denen im Bundesgebiet (Art, 2 5 56 Buchst, d ArVNG)

kann sonach für die Rentenberechnung nach @ 1255 RVO

nF nur für die bis 510 August 1952 (3° 5 58 Abs, 2,
© 59 Abs, 2 RVÜG) entrichteten Beiträge Bedeutung

haben, " '

Daß die Beiträge für zurückliegende Zeiten in den Jahren

1950/51 bestimmt sind, macht diese Zeiten nicht zu Bei—
tragszeiten in der einheitlichen Sozialversicherung oder

in der einheitlichen Rentenversicherung der Versiche—

rungsanstalt Berlin (VAE); denn gemäß @2 i,V,mo @54
RVÜG war bereits mit Wirkung vom 10 April 1952 an
Stelle der Berliner Versicherungen die Landesversiche»

rungsanstalt Berlin getreteno

>'Art, 6 @ 17 Abs(} 1 Satz 2 FANG, wonach Renten, die nach
Art, 5 @ 6 ArVNG berechnet werden sind, nach neuem

Recht unter Berücksichtigung des Arto 2 55 56 bis 61

ArVNG neu zu berechnen sind, greift nicht ein; denn Arto

5 5 6 Abs° 5 ArVNG war bei der Berechnung der Rente der

Klägerin schon deshalb nicht anzuwenden, weil sie keine

Beiträge zu den früheren Versicherung anstalten entrich—

tet hat, die vor Errichtung der LVA Berlin in Berlin be—

standen haben°

Welche Renten in Art, 5 @ 6 Abs, 5 Satz 1 ArVNG idF

vom 250 Februar 1957 mit den Worten: "Renten, auf die

das RVÜG anzuwenden ist", gemeint sind, läßt sich jetzt

aus den 1960 durch das'FANG eingefügten @@56 ff des

Art, 2 ArVNG ohne weiteres entnehmen; denn dies sind
die Vorschriften, bis zu deren Erlaß "die Renten, auf

die das BVÜG anzuwenden war", vorläufig gemäß Art() 5

@ 6 Abs° 5 Satz 1 ArVNG zu berechnen wareno Es han—
delt Sich dabei nur um die Renten, bei denen Beiträge

anzurechnen sind, die zu den vom Bundesrecht abweichenden
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früheren Berliner Vereicherungen entrichtet sind — abge-

sehen von den hier nicht in Frage kommenden Fällen des

Art° 2 @@59‚ 60 ArVNG„ Diese Beiträge konnten wegen
der Abweichungen vom Bundesrecht nicht nach 5 1255 RVG

nF bewertet werdeno

Die Auffassung der Klägerin, ihre Rente sei gemäß Arto 3

5 6 Abso 3 ArVNG nach altem Recht zu berechnen und umzu—
stellen‚ ist somit nicht begründet° Die Revision ist

daher zurückzuweieeno

Das LSG hat den Bescheid vom 60 August 1962 als gemäß
5 96 SGG mitangefochten angesehen, aber im Urteilstenor

die Klage insoweit nicht ausdrücklich abgewieseno Der

Senat hat dies zur
Klarstellung nachgeholto

Die Kostenentscheidung beruht auf $ 195 SGG°
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